
Die Alternative für Deutschland (AfD) gewinnt in 
den Umfragen hinzu. Nach ihren ersten Erfolgen 
bei der Bundestags- und Europawahl und ihrem 
Einzug in fünf Landtage hintereinander schien 
sie sich selbst zu zerfleischen. Seit der Ausstoß-
ung ihrer Mitgründer Bernd Lucke und Hans-Olaf 
Henkel kann sie sich nicht mehr als eine Partei 
der Volkswirtschaftsprofessoren aufführen, die 
alle anderen immerzu darüber belehrten, was 
alles falsch laufen würde und wogegen sie sind. 
Aber schon bei der Bundestagswahl zeigte sich, 
dass die AfD ihre Stimmen weniger der euro-
kritischen Position verdankte, als vielmehr ihrer 
Ablehnung von Zuwanderung, die sie mit dem 
Grundrecht auf Asyl in einen Topf wirft.
Wie bei jeder rechtspopulistischen Partei ist das 
gedruckte Wort das Eine, kalkulierte Provokatio-
nen und Tabubrüche in Talkshows und Interviews 
zusammen mit grausigen Aufmärschen das 
andere. Und die Positionen der AfD sind überall 
so klar wie in der Flüchtlingspolitik: Einerseits ruft 
sie allerorten den Notstand aus und sieht Deutsch-
land untergehen, andererseits hält Alexander 
Gauland die Flüchtlingskrise für ein Geschenk 
für die AfD, das ihre Wahlergebnisse steigern 
wird. Politik nicht für, sondern auf Kosten der 
Leute ist ihr Programm, Politik von ganz rechts.

Teilhabe & Demokratie 
Die AfD stellt sich als Partei der Kleinen Leute 
vor, sie ist gegen die Herrschenden und das 
sogenannte Establishment. Auf der anderen Seite 
will sie zurück zum alten Deutschland und tritt 
für direkte Demokratie ein. Letzteres scheint 
nicht schlecht zu klingen, wird aber nur dazu füh-
ren, dass nicht die Kleinen Leute, sondern die 
Reichen und Mächtigen bestimmen. Denn wer 
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk und 
Fernsehen genauso wie Stiftungen, Projekten 
gegen Diskriminierung oder Nazis die Mittel ent-

ziehen will, stärkt damit zugleich die Lobbyisten. 
Genauso wie ihre millionenschweren Kampag-
nen und Anzeigenserien auf Kosten der Kleinen 
Leute. Auch sonst lohnt es sich genauer hinzu-
sehen, wenn mehr Demokratie gefordert wird: 
Das Vorstandsmitglied der AfD Konrad Adam 
dachte schon vor einigen Jahren darüber nach, 
»Zuwendungsgungsempfängern« – also Rent-
nern, Beamten und Arbeitslosen – das Wahlrecht 
überhaupt abzuerkennen. 
Wer die Demokratie verbessern will, muss da-
gegen alle Möglichkeiten der Bürger und Bür-
gerinnen dafür erweitern, er muss das Öffent-
liche ausbauen, damit Demokratie gelebt werden 
kann. Und er muss die immer stärkere Macht 
der Lobbyisten in der Wirtschaft einschränken. 
Durch Lobbyregister, scharfe Regelungen – und 
eine Millionärssteuer.

Familie
Die Familie hält die AfD ganz hoch, sie tut zumin-
dest so. In der Tat kämpft sie für die Vorherrschaft 
der Männer in der Familie. Und nicht etwa dafür, 
dass Frauen den gleichen Lohn erhalten, dass die 
ihnen bislang vorenthaltene Gleichstellung umge-
setzt wird, oder dass alle Kinder die gleichen 
Chancen erhalten. Im Wahlprogramm der Partei-
vorsitzenden Frauke Petry heißt es deutlich: »die 
wertestiftenden Funktionen der Familie stärken 
und die Geburtenrate erhöhen«. Björn Höcke, 
früher Lehrer in Hessen und jetzt Parteichef in 
Thüringen, sieht geradezu einen Krieg des  
»lebensbejahenden afrikanischen Ausbreitungs-
typs« gegen den »selbstverneinenden europäi-
schen Platzhaltertyp« – Rassismus pur.
Wer dagegen Kinder und Familie fördern will, 
sollte zunächst akzeptieren, dass es unter-
schiedliche Vorstellungen von Familie gibt. 
Familie ist überall da, wo Menschen für Kinder da 
sind, diese glücklich sind und alles Wichtige für ihr 
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Leben mitbekommen, sei es bei einer alleinerzie-
henden Mutter oder zwei Müttern. Dazu braucht 
es auch bezahlbaren Wohnraum, Kitaplätze, gute 
Bildung und gerechte Löhne für Frauen. Die AfD 
aber ist gegen einen Mindestlohn, eine Mietpreis-
bremse oder kostenfreie Ausbildung, eine 
Armuts- oder Kindergrundsicherung.

Bildung
Die AfD orientiert sich wie in der Familien- so 
in der Bildungspolitik am 19. Jahrhundert. Mit 
diesem Maßstab behauptet sie dreist, dass 
Jungen schon seit vielen Jahren die großen 
Verlierer unserer Gesellschaft seien. Sie sollen 
also wieder gefördert werden, genauso wie die 
AfD eine Gleichstellungspolitik ablehnt, die die 
tradierte Benachteiligung der Frauen bei der 
Entscheidung des Berufsweges und bei 
Führungspositionen ausgleicht. Die AfD beklagt 
die »Erosion des Leistungsprinzips«, als ob es 
in der Bildung nicht um viel mehr ginge und als 
ob Bildung nicht ein Grundrecht ist. Und sie sieht 
die Rettung in mehr Disziplin und einer stärkeren 
Disziplinarmacht der Lehrer und Schulbehörden. 
Björn Höcke möchte den Schwerpunkt im 
Geschichtsunterricht konsequent auf das 19. 
Jahrhundert richten, die Geschichte beider Welt-
kriege und der deutschen Teilung sind ihm nicht 
so wichtig. Gegen einen aufgeklärten Umgang 
mit Homosexualität in der Bildungspolitik orga-
nisiert die AfD bundesweit Kampagnen.
Stattdessen ist das größte Problem in der 
Bildung, dass es für sie in unserem reichen Land 
zu wenig Geld gibt, zu wenig Lehrer, aber zu 
viel Unterrichtsausfall. Und dass diese Bildung 
den Mädchen und Jungen zu wenig bereitstellt, 
um sich in einer immer mehr globalisierenden 
Welt selbst orientieren zu können.  

Flucht & Asyl
Die humanitäre Krise im Nahen Osten und in 
Südeuropa ist für die AfD eine Flüchtlingskrise, 
bei der die leidtragenden Flüchtlinge zu Sünden
böcken erklärt werden. Das ist bei der jungen 
Partei schon traurige Tradition: Vor zwei Jahren 
noch machte sie die angeblich faulen Griechen, 
Spanier oder Portugiesen und ihr falsches 
Verhalten für die Eurokrise verantwortlich. 
Jetzt legt sie noch einen drauf und erklärt gleich 
eine ganze Hand voll Länder zu Sündenbock
oasen. Das Asylrecht versteht sie als ein System, 
das erst die Flüchtlinge herlockt. Wenn Menschen 
Asyl suchen oder vor Krieg flüchten, sind sie für 

die AfD lediglich Ausdruck einer »Völkerwande-
rung«. Kein Flüchtling soll mehr in Deutschland 
einen Antrag auf Asyl stellen dürfen, fordert die 
AfD. Und sie begründet das mit den »wirtschaft
lichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland.«
Als ob über 50 Millionen Flüchtlinge in aller 
Welt ihre Heimat, Freunde und Verwandte auf 
einer tödlich gefährlichen Flucht über das 
Mittelmeer oder auf dem Landweg durch 
Bürgerkriegsgebiet auf sich nehmen würden, 
um hier ALG II zu bekommen. 
AfD und Pegida geben vor, sich gegen die Herr-
schenden und Mächtigen im Land zu wenden. 
Das Gegenteil ist richtig. Die Schwächsten sind 
Ziel des Hasses von Pegida. Flüchtlinge sollen 
gegen Arbeitslose, Rentnerinnen und Rentner 
und andere schwache Gruppen ausgespielt 
werden. Nicht die Frage nach der gerechten 
Verteilung des vorhandenen Reichtums in diesem 
Land wird von der AfD gestellt, sondern in 
rassistischer und deutschtümelnder Art und 
Weise werden die Flüchtlinge für Probleme der 
deutschen Politik verantwortlich gemacht. 
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